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Beratungsfolge Ö / N 

Bauausschuss (Entscheidung) Ö 
 
Beschlussvorschlag 
 
Das Einvernehmen gem. § 36 Abs. 1 BauGB zu den Befreiungen von den Festsetzungen des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes und zur Abweichung von der Gestaltungssatzung der 
Kernstadt wird hergestellt und dem Bauvorhaben zugestimmt. 
 
 
Sachverhalt 
 
Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Innenstadt Mer-
zig Süd im Bereich der Schankstraße 32-42.“ im Stadtteil Merzig.  
 
Es ist geplant, folgende Festsetzungen des Bebauungsplanes zu überschreiten bzw. von die-
sen abzuweichen: 
 

• Der Bebauungsplan setzt gemischte Bauflächen fest, was eine zwingende Durchmi-
schung mit Gewerbe und Wohnen bedeutet. Das Objekt ist jedoch ausschließlich als 
Wohngebäude geplant. 

Aufgrund der im weiteren Umfeld bereits vorhandene Durchmischung, spricht nichts 
gegen die hier ausschließlich beabsichtigte Wohnnutzung. 

 
• Im Bebauungsplan ist eine Dachbegrünung festgesetzt. 
Wegen der beabsichtigten Dachneigung von über 18 Grad ließe sich die Dachbegrü-
nung nur mit erheblichem Mehraufwand realisieren. Aufgrund der Unverhältnismäßig-
keit sollte auch hierfür das Einvernehmen entsprechend erteilt werden. 

 
• Gemäß Bebauungsplan soll außerdem, wenn baulich möglich, eine Fassadenbegrü-

nung vorgenommen werden. 
Da die Fassadenbegrünung in vergleichbaren Bebauungsplänen lediglich bei größeren, 
ungegliederten Flächen gefordert wird, sollte auch hierfür das Einvernehmen erteilt 



werden, zumal es sich lediglich um eine „Soll“- Vorschrift handelt. 
 

• Vier der erforderlichen Stellplätze sollen im Geltungsbereich des angrenzenden Be-
bauungsplanes „Ehemalige Markthalle“, außerhalb der überbaubaren Flächen, er-
richtet werden. 

Auch für die Errichtung der Stellplätze außerhalb der überbaubaren Flächen, sollte das 
entsprechende Einvernehmen hergestellt werden. 

 
Außerdem liegt das Vorhaben im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung für die Kernstadt. 
Es ist geplant, von folgender Festsetzung der Satzung abzuweichen: 

• Die Fenster sollen entsprechend der Gestaltungssatzung in den einzelnen Geschossen 
symmetrisch übereinander angeordnet werden. 
Grundsätzlich wird diese Symmetrie auch gewahrt, da, wenn man durchgehende ver-
tikale Linien zieht, alle Fenster genau an diesen orientiert sind und die historisch be-
gründeten, stehenden Formate eingehalten werden. Teilweise sind die Fenster zwar 
an den vertikalen Linien orientiert, jedoch jeweils nach einer Seite ausgerückt.  
Die Notwendigkeit des Ausrückens ergibt sich grundsätzlich aus der Abhängigkeit zu 
den Grundrisseinteilungen der dahinterliegenden Wohnungen bzw. der Treppenhäu-
ser. 

Da die Ansichten insgesamt weiterhin eine durchgehende Rhythmik aufweisen, kann 
auch dieser Abweichung von der Gestaltungssatzung zugestimmt werden. 

 
 
 

 
 

 
Anlage/n 
 
1 Antragsteller bzw. Antragstellerin (nichtöffentlich) 
2 Katasterkarte (öffentlich) 
3 Freiflächen- und Ergänzungsplan (öffentlich) 
4 Ansichten und Schnitte (öffentlich) 
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